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Regierungspräsidium Stuttgart | Postfach 80 07 09 | 70507 Stuttgart 

 

Große Kreisstadt Bad Mergentheim 
Bahnhofplatz 1 

97980 Bad Mergentheim 
 
Versand erfolgt nur per E-Mail an auslegung@bad-

mergentheim.de 

Abteilung Wirtschaft und Infrastruktur 
 

Name: Dr. Nina Rohrberg-Braun 

Telefon: 0711 904-12114 

E-Mail: referat21@rps.bwl.de 

 

Geschäftszeichen: RPS21-2434-380/8/8 

 (bei Antwort bitte angeben) 

 

Datum: 07.01.2026 

 

Bebauungsplanverfahren "Zukunftsstadt Auenland – Teil 1", Stadt Bad 
Mergentheim; Verfahren nach § 13a BauGB 
Hier: Beteiligung der Behörden nach § 4 Abs. 2 BauGB 
Ihr Schreiben vom 01.12.2025; Ihr Zeichen 61.230.00.042 / Ag  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

das Regierungspräsidium Stuttgart nimmt als höhere Raumordnungsbehörde zu der oben ge-

nannten Planung folgendermaßen Stellung: 

 

Raumordnung 

Mit der vorgelegten Planung sollen am Standort der Lidl-Filiale in der Igersheimer Straße in 

Bad Mergentheim die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Ausweisung eines Sonder-

gebiets „Zukunftsstadt Auenland – Teil 1“ geschaffen werden. Anlass ist der geplante Abriss 

und Neubau der Lidl-Filiale und damit einhergehend eine Vergrößerung der Verkaufsfläche von 

1.005 m² auf 1.550 m². 

 

I. 

Hierbei handelt es sich nach § 11 Abs. 3 BauNVO um ein großflächiges Einzelhandelsgroßpro-

jekt. Mithin sind die hierzu bestehenden Regelungen des Landesentwicklungsplans 2002 (im 

Folgenden LEP) und der Teilfortschreibung des Regionalplans Heilbronn-Franken 2020 – Ein-

zelhandel (Kapitel 2.4.3.2) – (im Folgenden Regionalplan) zu beachten. 

https://rp.baden-wuerttemberg.de/
https://www.service-bw.de/
mailto:auslegung@bad-mergentheim.de
mailto:auslegung@bad-mergentheim.de
mailto:referat21@rps.bwl.de
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Den Unterlagen ist eine Auswirkungsanalyse der Gesellschaft für Markt- und Absatzforschung 

(GMA) vom 07.12.2023 zu den möglichen städtebaulichen und raumordnerischen Auswirkun-

gen des großflächigen Einzelhandelsbetriebs beigefügt. Das Gutachten kommt zusammenfas-

send zu dem Ergebnis, dass sowohl das Konzentrations- und Kongruenzgebot als auch das Be-

einträchtigungsverbot sowie das Integrationsgebot eingehalten werden können. Dies ist insge-

samt plausibel und nachvollziehbar dargelegt und kann aus raumordnerischer Sicht mitgetra-

gen werden.  

 

Insbesondere weisen wir darauf hin, dass die in unserer Stellungnahme vom 08.02.2024 bereits 

angesprochene Teilfortschreibung Einzelhandel des Regionalplans Heilbronn-Franken mittler-

weile rechtskräftig ist. Danach kann der Marktstandort nunmehr aufgrund seiner Lage als inte-

griert im Sinne des Plansatzes 2.4.3.2.6 Regionalplan beurteilt werden. 

 

Plansatz 2.4.3.2.6 Abs. 2 Regionalplan 

„Innerhalb der Ober-, Mittel- und Unterzentren sind die zentrenrelevanten Einzelhan-

delsgroßprojekte nur in den Vorranggebieten für zentrenrelevante Einzelhandelsgroß-

projekte („VRG Z“) auszuweisen, zu errichten oder zu erweitern. Die „VRG Z“ sind in 

der Raumnutzungskarte 1:50.000 gebietsscharf abgegrenzt.“ 

 

Plansatz 2.4.3.2.6 Abs. 3 Regionalplan 

„Innerhalb der Ober-, Mittel- und Unterzentren sind Einzelhandelsgroßprojekte der 

Grundversorgung vorrangig in den Vorranggebieten nach Absatz 2 auszuweisen, zu 

errichten oder zu erweitern. Abweichend von der Regel kommen folgende Standorte in 

Frage:  

 

1. Standorte in den Vorranggebieten für Einzelhandelsgroßprojekte der Grundversor-

gung („VRG GV“).“  

 

Der Standort befindet sich ausweislich der Raumnutzungskarte in einem Vorranggebiet für die 

Grundversorgung nach Plansatz 2.4.3.2.6 Abs. 3 (Z) Regionalplan mit der Folge, dass die Vor-

gaben des Integrationsgebots erfüllt sind.  
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II. 

Weiter weisen wir noch auf die Beschränkung der zentrenrelevanten Neben- bzw. Randsorti-

mente nach Plansatz 2.4.3.2.6 Abs. 7 (Z) Regionalplan hin. 

 

Plansatz 2.4.3.2.6 Abs. 7 (Z) Regionalplan: 

„Zentrenrelevante Neben- bzw. Randsortimente sind außerhalb der „VRG Z“ (Absatz 

2) bis zu 10 % der Gesamtverkaufsfläche und bis maximal 800 m² Verkaufsfläche zu-

lässig.“ 

 

Aufgrund der Lage außerhalb eines Vorranggebiets für zentrenrelevante Einzelhandelsgroßpro-

jekte sollte eine diesbezügliche Regelung in den textlichen Festsetzungen noch ergänzt wer-

den.  

 

In diesem Zusammenhang weisen wir ebenfalls darauf hin, dass in den textlichen Festsetzun-

gen unter 1.1. die Anzahl der zulässigen baulichen Anlagen nicht festgesetzt werden kann. Hier-

für fehlt die Rechtsgrundlage (BVerwG, Urteil vom 03.04.2008, 4 CN 3/07). Die vorliegende 

Festsetzung wonach „ein Lebensmittelmarkt“ zulässig sein soll, ist unzulässig und zu korrigie-

ren. Insoweit die Empfehlung „ein“ zu streichen und hin zu „Lebensmittelmärkte“ oder „die 

Nutzungsart Lebensmittelmarkt“ zu ändern. 

 

III. 

Ergänzend ein Hinweis auf einen wohl redaktionellen Fehler, dessen Berichtigung wir anregen: 

Vor den textlichen Festsetzungen bezieht sich der Verweis auf die Rechtsquelle teilweise nicht 

auf deren aktuellste Fassungen.  

 

Die richtig zitierten Rechtsgrundlagen dieses Bebauungsplans wären:  

 

● das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. 

I S. 3634), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12.08.2025 (BGBl. I Nr. 2025 I Nr. 189) 

● die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung – 

BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176).  
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● die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planin-

halts (Planzeichenverordnung – PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt ge-

ändert durch Gesetz vom 12.08.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) 

● die Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010 

(GBl. S. 358, ber. S. 416), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.03.2025 (GBl. 2025 Nr. 25)  

● die jeweiligen ergänzenden Gesetze, Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften 

 

 

Da der Flächennutzungsplan das Plangebiet als gewerbliche Baufläche ausweist, sind die Dar-

stellungen im Flächennutzungsplan gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung 

anzupassen. 

 

Abschließend weisen wir noch auf den Bundesraumordnungsplan für Hochwasser und dessen 

erheblichen Prüfpflichten (Ziel der Raumordnung) – insbesondere Starkregenereignisse betref-

fend – und die dort genannten Grundsätze, die bei der Abwägung zu berücksichtigen sind, hin. 

 

Anmerkung 

Abteilung 8 – Landesamt für Denkmalpflege – trägt gegen die Planung in ihrer vorliegenden 

Form keine Bedenken vor. 

 

 

Hinweis: 

Wir bitten künftig - soweit nicht bereits geschehen - um Beachtung des Erlasses zur Koordina-

tion in Bauleitplanverfahren vom 11.03.2021 mit jeweils aktuellem Formblatt (abrufbar unter 

https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/bauen/bauleitplanung/). 

 

Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG gebeten, dem Regie-

rungspräsidium nach Inkrafttreten des Planes eine Fertigung der Planunterlagen in digitalisier-

ter Form an das Postfach KoordinationBauleitplanung@rps.bwl.de zu senden. Die Stadtkreise 

und großen Kreisstädte werden gebeten, auch den Bekanntmachungsnachweis digital vorzule-

gen. 

 

Mit freundlichen Grüßen  

https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/bauen/bauleitplanung/
file://///RPSSF001/EnnulatI$/Stellungnahmen/KoordinationBauleitplanung@rps.bwl.de%20


 

 

Seite 5 von 5 

 

gez.  

Dr. Nina Rohrberg-Braun 

 

 

 

 
Datenschutzhinweise 
Informationen zum Schutz personenbezogener Daten, welche die Regierungspräsidien Baden-
Württemberg verarbeiten, sowie zu den einzelnen Verwaltungsleistungen erhalten Sie im Inter-
net unter: 
21-06: Beratung und Information über die Erfordernisse der Raumordnung (pdf, 508 KB)  
21-08: Raumordnungskataster (AROK) (pdf, 508 KB)  
oder postalisch auf Anfrage. 

 

https://rp.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/RP-Internet/_DocumentLibraries/DSE/21-06.pdf
https://rp.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/RP-Internet/_DocumentLibraries/DSE/21-08.pdf
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 Stadtverwaltung 
 Bad Mergentheim 
 Sachgebiet  
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 Bahnhofplatz 1 
 97980 Bad Mergentheim 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bebauungsplan „Zukunftsstadt Auenland – Teil 1“, Bad Mergentheim 
 
E-Mail vom 3. Dezember 2025, Herr Gasthofer 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zu dem o.g. Bebauungsplanverfahren nimmt das Landratsamt Main-Tauber-Kreis wie folgt Stellung: 
 
 
1. Umweltschutzamt 
 
1.1 Grundwasser-/ Gewässerschutz – Ansprechpartner: Herr Karpeles (Tel.: 09341 82-5781) 
 

Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes „Zukunftsstadt Auenland - Teil 1“ bestehen sei-
tens des Gewässerschutzes keine grundsätzlichen Bedenken. Auf folgendes wird hingewiesen: 

 

• Das Plangebiet soll im Trennsystem entwässert werden. Gewässerbenutzungen (z.B. die 
Einleitung des Niederschlagswassers in ein Oberflächengewässer) bedürfen gemäß § 8 
WHG grundsätzlich der wasserrechtlichen Erlaubnis. Bei einer wesentlichen Änderung der 
Größe und Nutzung der angeschlossenen Flächen ist zu prüfen, ob ein bestehendes Was-
serrecht das geplante Entwässerungskonzept abdeckt oder ob ggf. eine Neubewertung des 
Sachverhalts erforderlich wird. 

 

• Der Hinweis in den textlichen Festsetzungen und örtlichen Bauvorschriften, dass bei der 
Aufstellung von Bauleitplänen in Risikogebieten gemäß § 78 b Abs.1 Ziff.1 WHG der 
Schutz von Leben und Gesundheit und die Vermeidung erheblicher Sachschäden in der 
Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB entsprechend zu berücksichtigen sind, ist dort nach hie-

Umweltschutzamt 

Landratsamt Main-Tauber-Kreis 
Schmiederstraße 21 

97941 Tauberbischofsheim 
 

Postanschrift: Gartenstraße 1  
97941 Tauberbischofsheim 

 
Sachbearbeiter 

Herr Karpeles 
Telefon  09341 / 82 - 5781 

Telefax  09341 / 828 - 5760 
umweltschutzamt 

@main-tauber-kreis.de  
www.main-tauber-kreis.de 

 
Tauberbischofsheim, 13.01.2026  

Aktenzeichen:  21-621.3/ 4 ka/ham 
(Bei Antwort bitte angeben) 

http://www.main-tauber-kreis.de/
mailto:info@main-tauber-kreis.de
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siger Auffassung fehl am Platz. Die Abwägung hat durch die den Bebauungsplan aufstel-
lende Gemeinde im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung zu erfolgen. 

 
1.2 Bodenschutz/ Altlasten – Ansprechpartnerin: Frau Dießelberg (Tel.: 09341 82-5779) 

 
Bodenschutz 
Aus Sicht des Bodenschutzes bestehen gegen das Vorhaben keine grundsätzlichen Bedenken. 
Es handelt sich um eine bereits überbaute Fläche im Innenbereich, sodass keine natürlichen 
Böden mehr zu erwarten sind. 
 
Altlasten 
Die Belange sind ausreichend berücksichtigt. Keine weiteren Anregungen oder Bedenken.  
 

1.3 Naturschutz – Ansprechpartner: Herr Geier (Tel.: 09341 82-5768) 
 

Das Plangebiet überschneidet sich im östlichen Teilbereich mit dem geplanten BP „Zukunfts-
stadt Auenland 2“. In diesem Überschneidungsbereich wurden nach dem artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrag zum Auenland 2 im Jahr 2025 mehrere Zauneidechsen nachgewiesen. 
 
Die saP zum Bauleitplanverfahren Auenland 1 schließt fälschlicherweise das Vorkommen der 
Zauneidechse aus. 
 
Im weiteren Verlauf der beiden Bauleitplanverfahren ist zu klären, wo die Grenze zwischen bei-
den Verfahren verläuft. Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände ist das Vor-
kommen der Zauneidechse (wie im Verfahren Auenland 2 richtig dargestellt und abgearbeitet) 
im betroffenen Bebauungsplan zu berücksichtigen. 

 
1.4 Immissionsschutz – Ansprechpartner: Herr Ringel (Tel.: 09341 82-5774) 

 
Bei Einhaltung der in der Schallimmissionsprognose vom 20.11.2024 der rw bauphysik ingeni-
eurgesellschaft mbH & Co. KG (Bericht-Nr.: B24519_SIS_02) angesetzten Maßgaben und 
schalltechnischen Maßnahmen bestehen keine grundsätzlichen Bedenken gegen die vorliegen-
den Planungen. 

 
 
2. Jugendamt – Ansprechpartnerin: Frau Sandmaier (Tel.: 09341 82-5193) 
 

Von Seiten des Jugendamts Main-Tauber-Kreis bestehen bzgl. des Bebauungsplans keine 

Bedenken.  
Wir bitten den durch evtl. entstehende Baugebiet/e zu erwartenden Zuzug von Familien und 

den dadurch entstehenden zusätzlichen Betreuungsbedarf rechtzeitig in die Kita-
Bedarfsplanung einzubeziehen, damit die Rechtsansprüche auf frühkindliche Förderung ab 

vollendetem 1. Lebensjahr und auf einen Kindergartenplatz ab vollendetem 3. Lebensjahr 
bedarfsgerecht gewährleistet werden können.  
Die Zielquote beträgt bzgl. Betreuungsplätzen U3 (0-3-jährige Kinder) 42,6 %, im Ü3-Bereich 

(3-6-jährige Kinder) 96,2 %. Bei der Bedarfsgerechtigkeit bitten wir zudem zu berücksichtigen, 
dass zunehmend und gerade von Eltern, die neu gebaut haben, Ganztagsplätze für die Kita- 
Betreuung nachgefragt werden.  
Zudem besteht ab 2026 in Klasse 1 (und in der Folge stufenweise aufbauend in den Klassen 2- 
4) ein Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung von Grundschulkindern. Auch diese neue 

Rechtslage muss in den Planungen berücksichtigt werden.   
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Seitens des Gesundheitsamtes, des Vermessungs- und Flurneuordnungsamtes sowie des Umwelt-
schutzamtes (Fachbereich Abwasserbeseitigung) bestehen gegen das genannte Bebauungsplanver-
fahren keine Bedenken.  
Von Seiten des Landwirtschaftsamts wurden gegen das genannte Bauleitplanverfahren keine Beden-
ken erhoben. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
gez. 
Dr. Monique Müller 
Amtsleiterin 
 
 
 
 
 



 
 
 
 

  
  
  
 
  
  
  
  
 
 
 
 
 
 
 
 

☒ Bebauungsplan 

☐ Flächennutzungsplan 

☐ Regionalplan 

☐ Satzungen 

 
„Zukunftstadt Auenland - Teil 1 “, Gemarkung Bad Mergentheim , Gemeinde/Stadt Bad 
Mergentheim  
 
H i e r: 

☐ Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger TÖB gem. § 4 Abs. 1 BauGB (Vorentwurf) 

☒ Beteiligung der Behörden und sonstiger TÖB gem. § 4 Abs. 2 BauGB (Entwurf) 

☐ Sonstiges, nämlich: 

 
E-Mail von Alexander Gasthofer vom 03.12.2025 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

☒ zu dem o. g. Verfahren bestehen aus Sicht des Landwirtschaftsamt keine Bedenken. 

 

☐ zu dem o. g. Verfahren nimmt das Landwirtschaftsamt wie folgt Stellung: 

 
Die Stadt Bad Mergentheim möchte einen Bebauungsplan aufstellen und die betroffene Fläche als 
Sondergebiet nach § 11 Abs. 3 BauNVO für großflächigen Einzelhandel der Grundversorgung 
festsetzen.  
Bei dem geplanten Vorhaben handelt es sich lt. Begründung des Bebauungsplanentwurfs um eine 
Nachverdichtung gem. § 13a Abs. 1 BauGB im Innenbereich von Bad Mergentheim. Im aktuell 

Landwirtschaftsamt 

Landratsamt Main-Tauber-Kreis 
Wachbacher Straße 52 

97980 Bad Mergentheim 
 

Postanschrift: Gartenstraße 1  
97941 Tauberbischofsheim 

 
Sachbearbeiterin 

Svenja Abel 
Telefon  07931/4827-6326 

Telefax  07931/48278-6300 
svenja.abel 

@main-tauber-kreis.de  
www.main-tauber-kreis.de 

 
Bad Mergentheim, 14.01.2026 

Aktenzeichen:  780.65 
(Bei Antwort bitte angeben) 



 

gültigen Flächennutzungsplan ist das Gebiet als Sonderbaufläche (S) dargestellt. Außerdem ist der 
Standort in der aktuellen Fortschreibung des Regionalplans Heilbronn-Franken als „Standort der 
Einzelhandelsgroßprojekte der Grundversorgung“ festgelegt.  
 
Die Verkaufsfläche des bestehenden Lidl-Marktes von ca. 1.005 m² auf den Flst. 3751, 3749 und 
3750/2 der Gemarkung Bad Mergentheim soll durch einen Neubau mit einer Verkaufsfläche von ca. 
1.550 m² ersetzt werden. Das Plangebiet umfasst die Flurstücke 3749, 3750/2, 3751 und einen Teil 
des angrenzenden Flst. 3752/1.  
 
Ein naturschutzfachlicher Ausgleich ist laut 4.2. der Begründung des Bebauungsplans nicht 
erforderlich, da gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB die Eingriffe als vor der planerischen Entscheidung 
erfolgt bewertet werden. Wir gehen davon aus, dass keine zusätzlichen landwirtschaftlichen Flächen 
im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans beansprucht werden. 
 
Landwirtschaftliche Belange sind somit nicht beeinträchtigt. 
Wir weisen jedoch darauf hin, dass die Bewirtschaftung der umliegenden landwirtschaftlichen Flächen 
weiterhin ohne Einschränkung zu ermöglichen ist.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
Svenja Abel 



     

Albertstraße 5 

79104 Freiburg i. Br. 

E-Mail: abteilung9@rpf.bwl.de 

Telefon: 0761 208-3000 

Homepage: www.rp-freiburg.de 

Serviceportal: www.service-bw.de 
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Regierungspräsidium Freiburg, Abteilung 9 · 79095 Freiburg i. Br. 

per E-Mail 

Stadtbauamt   

Bahnhofplatz 1  
97980 Bad Mergentheim 

auslegungen@bad-mergentheim.de 

 

Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 

Referat 91 - Geowissenschaftliches Landesservicezentrum 

 

Name: Mirsada Gehring-Krso 

Telefon: 0761 208-3047 

E-Mail: Mirsada.Gehring-Krso@rpf.bwl.de 

 

Geschäftszeichen: RPF9-4700-157/60/2 

 (bei Antwort bitte angeben) 

 

Datum: 07.01.2026  

 

Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften "Zukunftsstadt Auenland - 
Teil 1", Bad Mergentheim als Bebauungsplan der Innenentwicklung im 
beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB;  
hier: Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB  

Ihr Schreiben 61.230.00.042 / Ag vom 01.12.2025 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für die Beteiligung am oben genannten Planungsvorhaben. 

Das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB) im Regierungspräsidium Freiburg 

nimmt auf Grundlage der ihm vorliegenden Informationen und seiner regionalen Kenntnisse zu 

den Aufgabenbereichen, die durch das Vorhaben berührt werden, wie folgt Stellung: 

1. Geologische und bodenkundliche Grundlagen 

 Geologie  

Im Plangebiet liegt eine Überdeckung aus der quartären Lockergesteinseinheit 

"Auenlehm" vor. Darüber hinaus ist die Festgesteinseinheit "Rötton-Formation" im 

Untergrund zu erwarten.  

Die lokalen geologischen Verhältnisse können der digitalen Geologischen Karte von 

Baden-Württemberg 1 : 50 000 (GeoLa) im LGRB-Kartenviewer entnommen werden. 

Nähere Informationen zu den lithostratigraphischen Einheiten bieten die geowissen-

schaftlichen Informationsportale LGRBwissen und LithoLex. 

mailto:abteilung9@rpf.bwl.de
https://rp.baden-wuerttemberg.de/rpf/
https://www.service-bw.de/
mailto:Mirsada.Gehring-Krso@rpf.bwl.de
https://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_geola_geo
https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/geologie
https://litholex.bgr.de/
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 Geochemie 

Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemischen Einheiten von Baden-

Württemberg sind im LGRB-Kartenviewer abrufbar. Nähere Informationen zu den 

geogenen Grundgehalten sind im geowissenschaftlichen Informationsportal 

LGRBwissen beschrieben. 

 Bodenkunde 

Da ausschließlich Böden in Siedlungsflächen vom Planungsvorhaben betroffen sind, 

liegen auf Grundlage der Bodenkundlichen Karte 1 : 50 000 (GeoLa BK50) bzw. der frei 

zugängliche Bodenfunktionsbewertung auf Grundlage der digitalen Bodenschätzungs-

daten keine Informationen zu den Bodenverhältnissen vor. Bei Betroffenheit unversiegelter 

Böden sollte berücksichtigt werden, dass diese trotz ggf. anthropogener Überprägung 

wichtige Bodenfunktionen entsprechend § 2 BBodSchG erfüllen können. Daher ist auch 

in Siedlungsflächen entsprechend § 1a Abs. 2 BauGB und §2 LBodSchAG auf den spar-

samen und schonenden Umgang mit Boden zu achten. Eine Bodenfunktionsbewertung 

kann nach dem Leitfaden „Bewertung von Böden nach ihrer Leistungsfähigkeit“ der 

LUBW (2010) erfolgen. 

2. Angewandte Geologie 

Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger öffentlicher Belange 

keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus 

erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein hydrogeologisches bzw. geotechnisches Über-

sichtsgutachten, Detailgutachten oder ein hydrogeologischer bzw. geotechnischer 

Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des 

gutachtenden Ingenieurbüros. 

 Ingenieurgeologie 

Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird die Übernahme der 

folgenden geotechnischen Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen: 

Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes 

sowie mit Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung 

geeignet sind, ist zu rechnen. Möglicherweise vorhandene organische Anteile können 

https://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_hw_geo
https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/geologie/geogene-grundgehalte-hintergrundwerte-der-petrogeochemischen-einheiten-baden-wuerttembergs
http://maps.lgrb-bw.de/
https://bodenfunktionsbewertung.lgrb-bw.de/
https://bodenfunktionsbewertung.lgrb-bw.de/
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zu zusätzlichen bautechnischen Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand 

kann bauwerksrelevant sein. 

Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) 

sind nicht auszuschließen und aus der näheren Umgebung bekannt. Die 

nächstgelegenen Verkarstungsstrukturen sind ca. 120 m östlich des Plangebiets in der 

Ingenieurgeologischen Gefahrenhinweiskarte Baden-Württemberg verzeichnet. Sollte 

eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirtschaft-

lich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzel-

fall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen Versickerungsgutachtens 

empfohlen. Wegen der Gefahr der Ausspülung lehmerfüllter Spalten ist bei Anlage von 

Versickerungseinrichtungen auf ausreichenden Abstand zu Fundamenten zu achten. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauar-

beiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfä-

higkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen 

verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offene bzw. lehmerfüllte Spalten) werden 

objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch 

ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

 Hydrogeologie 

Auf die Lage des Planvorhabens in der qualitativen Schutzzone III und der quantitativen 

Schutzzone C des festgesetzten Heilquellenschutzgebietes „Bad Mergentheim“ (LUBW 

Nr.: 128-300H) wird hingewiesen. Das Gutachten zur Abgrenzung des Heilquellen-

schutzgebietes datiert aus dem Jahr 1989 und somit vor der Veröffentlichung der 

aktuell gültigen Richtlinien für Heilquellenschutzgebiete (LAWA 1998). Es kann nicht 

ausgeschlossen werden, dass im Falle einer Überarbeitung des Schutzgebietes die 

Planfläche innerhalb einer sensibleren Schutzzone zu liegen kommt. 

Die Planfläche liegt in einem Bereich, in dem das Grundwasser möglicherweise 

artesisch gespannt ist. 

Die hydrogeologischen Untergrundverhältnisse können u. a. dem Hydrogeologischen 

Kartenwerk des LGRB (1 : 50 000) (LGRB-Kartenviewer) und LGRBwissen entnommen 

werden. 

Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung hydrogeologischer Themen durch das 

LGRB statt. 

https://geogefahren.lgrb-bw.de/
https://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_geola_hyd
https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/hydrogeologie
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 Geothermie  

Informationen zu den oberflächennahen geothermischen Untergrundverhältnissen sind im 

Informationssystem „Oberflächennahe Geothermie für Baden-Württemberg“ (ISONG) hinter-

legt. ISONG liefert erste Informationen (Möglichkeiten und Einschränkungen) zur geo-

thermischen Nutzung des Untergrundes mit Erdwärmesonden und Erdwärmekollektoren. 

Bitte nehmen Sie vor Verwendung des Informationssystems die Erläuterungen zur 

Kenntnis. 

 Rohstoffgeologie (Mineralische Rohstoffe)  

Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, 

Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 

3. Landesbergdirektion 

 Bergbau 

Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet. 

Nach den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau vorliegenden 

Unterlagen ist das Plangebiet nicht von Altbergbau oder künstlich geschaffenen 

Althohlräumen (bspw. Stollen, Bunker, unterirdische Keller) betroffen. 

Allgemeine Hinweise 

Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-Daten nach 

Geologiedatengesetz (GeolDG) 

Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen Daten besteht nach den 

Bestimmungen des Geologiedatengesetzes (GeolDG) eine Übermittlungspflicht gegenüber 

dem LGRB. Weitere Informationen hierzu stehen Ihnen im LGRBanzeigeportal zur Verfügung. 

  

https://isong.lgrb-bw.de/
https://anzeigeportal.lgrb-bw.de/
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Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet  

Informationen zu den Untergrundverhältnissen sowie weitere raumbezogene Informationen 

können fachübergreifend und maßstabsabhängig der LGRBhomepage entnommen werden. 

Bitte nutzen Sie hierzu auch den LGRB-Kartenviewer sowie LGRBwissen.  

Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-Kataster. 

Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für Planungsträger.   

Mit freundlichen Grüßen 

Mirsada Gehring-Krso  

Informationen zum Schutz personenbezogener Daten finden Sie auf unserer Internetseite Datenschutzerklärungen unter dem Titel: 
9-01F: Allgemeine Datenschutzerklärung des LGRB (pdf, 182 KB)  
Auf Wunsch werden diese Informationen in Papierform versandt. 

 

https://www.lgrb-bw.de/
https://maps.lgrb-bw.de/
https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/
https://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_geotope
https://www.lgrb-bw.de/download_pool/2022_06_rpf_lgrb_merkblatt_toeb_stellungnahmen.pdf
https://rp.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/RP-Internet/_DocumentLibraries/DSE/9-01F.pdf
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I. Verfahrensfehler

Der Bebauungsplanentwurf leidet an Verfahrensfehlern, weil das beschleunigte

Verfahren nach $ 13a BauGB nicht anwendbar (1.) und die öffentliche Bekannt-

machung der Offenlage fehlerhaft sind (2.).

1. Ausschluss des beschleunigten Verfahrens nach $ 13a BauGB

Gem. Ziff. 4.1 der Begründung zum Bebauungsplanentwurf erfolgt seine Aufstel-

lung im Verfahren nach $$ 13a, 13 BauGB in der Variante einer zulässigen Grund-

fläche von weniger als 20.000 m? nach $ 13a Abs. 1 S.2 Nr. 1 BauGB. Dieser ist

vorliegend jedoch nicht anwendbar, weil es sich beim Plangebiet nicht durchge-

hend um einen Innenentwicklungsbereich handelt (1.1), weil die zulässige über-

baubare Grundfläche von 20.000 m? überschritten wird (1.2) und weil der Bebau-

ungsplan der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unter-

liegt und die UVP-Vorprüfung grob fehlerhaft ist (1.3).

1.1 Kein Innenentwicklungsbereich

$ 13a schließt eine Überplanung von Außenbereichsflächen am Ortsrand auch in

geringfügigem Umfang aus. Der Siedlungskörper darf durch Bebauungsplanver-

fahren nach $ 13a BauGB nicht nach außen erweitert werden.

Jaeger in: Spannowsky/Uechtritz, BauGB, 4. Aufl. 2022, $ 13a Rn. 8

Zwar handelt es sich beim vorliegenden Plangebiet zum Großteil um einen bereits

bisher von Siedlungsstrukturen geprägte Flächen, die als Innenentwicklungsflä-

chen einzuordnen sind. Im südwestlichen und im südöstlichen Teil des Plangebiets

geht dieses jedoch über die durch den bisherigen Lebensmittelmarkt genutzten Flä-

chen hinaus und erweitert die Siedlungsflächen in Richtung des Außenbereichs.
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Insoweit liegt kein Innenentwicklungsbereich vor. Diese Flächen dürfen nicht nach

$ 13a BauGB überplant werden.

1.2 Überschreitung der zulässigen überbaubaren Grundfläche

Zwar setzt der Bebauungsplan „Zukunftsstadt Auenland - Teil 1" unmittelbar eine

überbaubare Grundfläche von weniger als 20.000 m? gem. $ 13a Abs. 1S.2 Nr. 1

BauGB fest. Darauf alleine kommt es jedoch nicht an, weil „die Grundflächenmeh-

rerer Bebauungspläne, die in einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen

Zusammenhang aufgestellt werden,mitzurechnen sind". Genau das ist hier der Fall.

Denn das vorliegende Bebauungsplanverfahren wurde aus dem bereits zuvor mit

Gemeinderatsbeschluss vom 20.05.2021 (Beschlussvorlage Nr. 118/2021) einge-

leiteten Bebauungsplanverfahren „Zukunftsstadt Auenland" ausgekoppelt. Die

Vorauskoppelung ändert aber nichts daran, dass die engen Zusammenhänge fort-

bestehen, so dass der vorausgekoppelte Plan für ein Teilgebiet nicht isoliert be-

trachtet werden darf, sondern das Gesamtgebiet betrachtet werden muss.

Der enge räumliche Zusammenhang zwischen dem vorausgekoppelten Teilgebiet

und der Gesamtplanung besteht. Denn das Teilgebiet 1 grenzt sowohl im Süden als

auch im Osten unmittelbar an die sonstigen Flächen des Gesamtgebietes an.

Es besteht zwischen dem vorausgekoppelten Teil und dem Gesamtgebiet auch ein

enger sachlicher Zusammenhang. Dieser ergibt sich zum Einen aus dem im Auf-

stellungsbeschluss vom Mai 2021 dargelegten Gesamtkonzept für die Entwicklung

des Areals zwischen Igersheimer Straße im Norden, Austraße im Osten und Koper-

nikus-Realschule sowie Deutschordensgymnasium im Süden. Auch wenn der

Schwerpunkt dieses Gesamtkonzeptes aufder Entwicklung zusätzlicher Wohnbau-

flächen liegt, wird auf S. 3 oben der Vorlage zum Aufstellungsbeschluss von 2021

die zugleich verfolgte Weiterentwicklung der Nahversorgungskonzeption darge-

legt, die eng mit der weiteren Wohnbauentwicklung verknüpft ist und nicht nur die
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Modernisierung des Lidl-Standortes sondern auch die zusätzliche Ansiedlung eines

großflächigen Vollsortimenters umfassen soll. Zudem sehen die Konzepte von

2021 und auch danach eine gemeinsame Parkplatznutzung von Discounter und

Vollsortimenter vor, also eine sehr enge funktionale Verknüpfung. Die Einzelhan-

delsentwicklungen untereinander und ihr Verhältnis zu den Wohnbauflächenent-

wicklung waren daher von Anfang an konzeptionell miteinander eng verknüpft.

Dies setzt sich im Bebauungsplanverfahren für das Teilgebiet 1 fort. Denn die zur

Offenlage vorgelegten Fachgutachten beziehen die weitere Wohnbauentwicklung

bereits mit ein und geben auf dieser Grundlage auch entsprechende Empfehlungen

und Bewertungen für das vorliegende Verfahren ab. So wird in der Auswirkungs-

analyse der GMA vom 07.12.2023, mit der nachgewiesen werden soll, vom vorlie-

genden Vorhaben gingen keine negativen städtebaulichen und raumordnerischen

Auswirkungen aus, die künftige zusätzliche Wohnbebauung mehrfach als Argu-

ment dafür angeführt, warum die geplanten Verkaufsflächen städtebaulich noch

verträglich sein sollen. Auf S. 4 der GMA-Stellungnahme wird auf die geplanten

1.200 zusätzlichen Einwohner abgestellt. In Tabelle 1 auf S. 8 wird die Einwohne-

rentwicklung, aus der sich die Kaufkraftpotentiale errechnen, auch aufBasis der im

Rahmen des Gesamtkonzepts geplanten Wohnbauentwicklung als sehr positiv stei-

gend dargestellt und ausdrücklich formuliert: „Durch die Neubaugebiete im unmit-

telbaren Umfeld des Lidl-Standortes wird sich diese positive Entwicklung auch in

Zukunft fortsetzen." Auf S. 10 wird im vierten Absatz nochmals auf die weitere

Wohnbebauung eingegangen und auf S. 10 im fünften Absatz sehr optimistisch ein

Einwohnerpotential von 26.000 bis 27.000 Einwohnern in den nächsten zehn Jah-

ren angenommen. Schließlich werden in Karte 2 auf S. 14 des Gutachtens sowohl

das in der Realisierung wie auch das in der Planung befindliche Neubaugebiet dar-

gestellt. Die GMA rechtfertigt also die durch Abriss und Neubau des Lidl entste-

hende größere Verkaufsfläche u.a. mit seiner sehr engen Verknüpfung zum vorab

ausgekoppelten Bebauungsplan mit dem Gesamtkonzept aus dem Jahr 2021.
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Auch das Lärmgutachten basiert auf der Annahme enger sachlicher Zusammen-

hänge. Bereits auf S. 3 wird dort bei der Darstellung der städtebaulichen Planung

die beabsichtigte „großflächige städtebauliche Entwicklung ‚Zukunftsstadt Auen-
land'" in Bezug genommen. Auf S. 9 heißt es im ersten Absatz wörtlich: „Es stellt

den ersten Abschnitt der städtebaulichen Entwicklung ‚Zukunftsstadt Auenland'

(...) dar." und auf S. 26 werden im letzten Absatz bereits die künftigen „nahegele-

genen potentiellen Immissionsorte eines südlichen allgemeinen Wohngebiets

(WA) im Rahmen der städtebaulichen Entwicklung ‚Zukunftsstadt Auenland'" in

Bezug genommen. Die Lärmgutachter haben also die künftig geplanten Wohnge-

biete im Rahmen des Gesamtkonzepts bereits zur Grundlage ihrer Begutachtung

gemacht.

Der Versuch der Begründung zum Bebauungsplan, diesen Gesamtzusammenhang

und die Vorgeschichte des Aufstellungsbeschluss für das Gesamtgebiet von 2021

auszublenden und dadurch zu suggerieren, es handele sich um ein isoliertes Projekt,

ist daher völlig untauglich. Der Satz auf S. 10: „Ein enger sachlicher, räumlicher

und zeitlicher Zusammenhang zu anderen Bebauungsplänen besteht nicht.", wird

nicht begründet, sondern einfach behauptet, vermutlich wider besseres Wissen, um

das gewollte Ergebnis zu erzielen. Die Gutachten zum Lärm und zu den Einzelhan-

delsauswirkungen beweisen das genaue Gegenteil. Da die Verkaufsfläche auch mit

der zusätzlichen Kaufkraft aus den neuen Wohnbaugebieten gerechtfertigtwird und

da umgekehrt der Lärmschutz des Marktes auch aufdie künftigen Wohnbaugebiete

Rücksicht nimmt, besteht sehr wohl ein enger sachlicher Zusammenhang. Auch das

raumordnungsrechtlich zu erfüllende „Integrationsgebiet" bedarf einer Wohnbe-

bauung, in die der Markt sich integriert. Auch insoweit besteht ein enger sachlicher

Zusammenhang.

Schließlich besteht aufgrund der Verfahrensabfolge auch ein enger zeitlicher Zu-

sammenhang. Denn der Aufstellungsbeschluss für das Gesamtkonzept aus dem

Jahre 2021 ist weiterhin gültig, so dass dieses Verfahren parallel zum vorliegend

5/33



Fridrich Bannasch & Partner Rechtsanwälte mbB

ausgekoppelten Verfahren anhängig ist. Dass sich die Entwicklung von Wohnbau-

flächen aufgrund der in den letzten drei Jahren verschlechterten Marktlage mög-

licherweise etwas verzögert, ändert daran nichts. Sollte die Stadt Bad Mergentheim

argumentieren wollen, dass die Wohnbebauung sich entgegen der ursprünglichen

Konzeption von 2021 aufunbestimmte Zeit verschiebt, dürfte sie die Wohnbauent-

wicklung im Gegenzug aber auch nicht als Argumentationsgrundlage im Rahmen

der Auswirkungsanalyse für die Prognose der Kaufkraftentwicklung heranziehen.

Denn maßgeblich für Auswirkungsanalysen ist nicht eine mittel- bis langfristige

Entwicklung, sondern der Zeitpunkt des Markteintrittes eines neuen Einzelhandels-

betriebes. Es geht um die Auswirkungen, die er dann auf die vorhandenen anderen

Versorgungsstrukturen hat. Denn im Zeitpunkt des Markteintrittes eines neuen und

modernisierten Marktes ist der Konkurrenzdruck für die Bestandsbetriebe am

höchsten und das Risiko ihrer Gefährdung und der Gefährdung von Versorgungs-

strukturen an anderen Standorten entsprechend hoch. Erst später sich entwickelnde

Kaufkraft im Umfeld des neuen Standorts kann diese städtebaulichen Risiken nach-

träglich nicht mehr abfedern.

Geht man somit korrekterweise vom Gesamtgebiet des ursprünglichen Aufstel-

lungsbeschlusses für die Zukunftsstadt Auenland von 2021 von 13,78 ha aus, so ist

aufjeden Fall von einer Überschreitung der zulässigen Grundfläche in diesem Plan-

gebiet von 20.000 m? auszugehen. Denn selbst bei Abzug von ca. 30 % öffentlicher

Flächen (Verkehr, Erschließung, Grünanlagen, Gemeinbedarfsflächen) verblieben

noch rund 10 ha private Baugrundstücke. Das ergibt bei einer heutigen städtebau-

lichen Verdichtungsanforderungen genügenden Grundflächenzahl von mindestens

0,4 eine überbaubare Grundstücksfläche von 40.000 m/, also das Doppelte des Zu-

lässigen. $ 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 BauGB ist deshalb wegen Überschreitung der

zulässigen Größe von 20.000 m? zulässiger Grundfläche vorliegend nicht anwend-

bar.
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Auch für $ 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 2 fehlen die Voraussetzungen. Zwar könnte die

hiernach zulässige Grundfläche von bis 70.000 m2 noch eingehalten sein. Es wurde

aber die für die Anwendung dieser Variante erforderliche strategische Umweltvor-

prüfung nach Anlage 1 zum BauGB unter Beteiligung der Fachbehörden nicht

durchgeführt. Außerdem bewirkt $ 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BauGB keinen Dispens

vor der Verpflichtung zur Durchführung eines naturschutzrechtlichen Ausgleichs,

auf den hier verzichtet wurde. Ein Rückgriff auf $ 13a Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BauGB

scheidet deshalb aus.

1.3 Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung

Das beschleunigte Verfahren hätte vorliegend nach $ 13a Abs. 1 S. 4 BauGB auch

deshalb nicht angewendet werden dürfen, weil durch den Bebauungsplan die Zu-

lässigkeit eines Vorhabens begründet wird, das der Pflicht zur Durchführung einer

Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegt. $ 13 Abs. 1 S. 4 BauGB gilt nach stän-

diger Rechtsprechung nicht nur für ‚echte' vorhabenbezogene Bebauungspläne

i.S.d. $ 12 BauGB, sondern auch für faktisch vorhabenbezogene Angebotsbebau-

ungspläne, denen ein konkretes Projekt zugrunde liegt, dessen Auswirkungen be-

reits auf der Ebene der Bauplanung sinnvoll geprüft werden können, wie es hier

offensichtlich der Fall ist.

VGH BadWürtt, B. v. 07.07.2025, 3 S 461/25, Juris Rn. 52

Die UVP-Pflicht ergibt sich entweder bereits als unmittelbare Pflicht zur Durch-

führung einer UVP (1.3.1), zumindest aber nach einer UVP-Vorprüfung, wenn

diese korrekt durchgeführt worden wäre (1.3.2).
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1.3.1 Unmittelbare UVP-Pflicht

Es ist bereits fraglich, ob vorliegend sogar eine unbedingte Pflicht zur Durchfüh-

rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung gem. Nr. 18.6.1 der Anlage 1 zum

UVPG besteht, wenn ein Einzelhandelsbetrieb im Außenbereich von mehr als

5.000 m? Geschossfläche (nicht Verkaufsfläche!) zugelassen werden soll. Der ge-

plante Discounter alleine erreicht diese Geschossfläche zwar nicht. Aber in der

Summe mit dem im Rahmen des Gesamtkonzeptes geplanten Vollsortimenter süd-

östlich davon würde diese Grenze überschritten.

Konzeptplan vom 12.12.2024, Anlage 1

Die beiden Märkte sind aufgrund ihrer engen räumlichen und funktionalen Ver-

knüpfung als Agglomeration i.S.d. Plansatzes 2.4.3.2.2 des Regionalplans Heil-

bronn-Franken, Teilfortschreibung Einzelhandel, wie ein gemeinsamer Markt zu

betrachten. Wendet man diese Regelung aufdie UVP-Pflicht an, wird die zulässige

Größengrenze überschritten. Da der Vollsortimenter außerdem eindeutig in den

Außenbereich hinein entwickelt werden soll, ist auch dieses Kriterium der Nr.

18.6.1 der Anlage 1 zum UVPG zumindest teilweise erfüllt. Nr. 18.6.1 der Anlage

1 zum UVPG verlangt nach vorliegender Auffassung nicht, dass das gesamte Plan-

vorhaben im Außenbereich liegt.

1.3.2 UVP-Pflicht nach korrekter UVP-Vorprüfung

Auch wenn man Nr. 18.6.1 der Anlage 1 zum UVPG hier nicht für anwendbar hält,

ergibt sich eine UVP-Pflicht jedoch zwingend bei korrekter Durchführung einer

UVP-Vorprüfung. Die zur Offenlage präsentierte Umweltverträglichkeitsvorprü-

fung, wonach sich keine UVP-Pflicht ergebe, ist offensichtlich fehlerhaft. Ihr Er-

gebnis ist nicht nachvollziehbar, so dass auch eine Unbeachtlichkeit dieses Man-

gels nach $ 214 Abs. 2a Nr. 4 BauGB vorliegend nicht in Frage kommt.

8/33



Fridrich Bannasch & Partner Rechtsanwälte mbB

1.3.2.1 Eine Vorprüfungspflicht besteht hier zunächst nach Nr. 18.6.2 der

Anlage 1 zum UVPG, weil die zulässige Geschossfläche des Discounters auch bei

isolierter Betrachtung des vorliegenden Bebauungsplans 1.200 m? deutlich über-

schreitet und der Bebauungsplan zumindest im Süden und im Südosten über die

bisher genutzten und bebauten Flächen hinausgeht und somit in den Außenbereich

reicht. Unabhängig davon, ob der Geltungsbereich auch in den Außenbereich hin-

einreicht, besteht eine Pflicht zur UVP-Vorprüfung aber zumindest gemäß der Auf-

fangregelung in Nr. 18.8 i.V.m. Nr. 18.6.2 der Anlage 1 zum UVPG auch im bis-

herigen Innenbereich. Davon geht die UVP-Vorprüfung auch selbst aus.

1.3.2.2 Das Ergebnis der vorliegenden UVP-Vorprüfung ist in keinerWeise

nachvollziehbar, weil darin erstens der Sinn und Zweck einer Vorprüfung verkannt

und zweitens der Begriff der erheblichen nachteiligen Umwelteinwirkungen falsch

ausgelegt und angewendet wird. Zweck einer UVP-Vorprüfung ist es, überblicks-

weise abzuschätzen, ob erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen eintreten kön-

nen, d.h. ob sie möglich sind. Zweck der Vorprüfung ist es hingegen nicht, eine

aufgrund offensichtlich zu erwartender erheblicher nachteiliger Umweltauswirkun-

gen eintretende UVP-Pflicht zu umgehen, indem die eigentliche Umweltprüfung in

die Vorprüfung vorgezogen wird und bereits in der Vorprüfung alle potentiellen

Umweltkonflikte „abgearbeitet" werden. Das würde den Zweck der UVP-Pflicht,

im Verfahren selbst eine umfassende Umweltprüfung durchzuführen, regelmäßig

konterkarieren.

Zudem können erhebliche nachteilige Umwelteinwirkungen gerade bei den in vie-

len Fällen vergleichbarer Art im Zentrum der zu betrachtenden Umweltbelange ste-

henden Lärmkonflikten zwischen Gewerbelärm und Wohnbebauung auch unter-

halb der Richtwerte der TA Lärm auftreten.
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„Erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen, die nach $ 3c S. 1 UVPG
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung verpflichten, lie-
gen nicht erst dann vor, wenn die nach dem jeweils einschlägigen materiel-
len Zulassungsrecht maßgebliche Schädlichkeitsgrenze voraussichtlich
überschritten wird und damit die Umweltauswirkungen nach Einschätzung
der Behörde so gewichtig sind, dass sie zu einer Versagung der Zulassung
führen. Umweltauswirkungen sind vielmehr jedenfalls bereits dann erheb-
lich, wenn sie an die Zumutbarkeitsschwelle (...) heranreichen und deshalb
in der Abwägung so gewichtig sind, dass im Zeitpunkt der UVP-Vorprü-
fung ein Einfluss auf das Ergebnis des Planfeststellungsbeschlusses nicht
ausgeschlossen werden kann (...)."

BVerwG, Urt. v. 17.12.2013, 4 A 1/13, Juris-Leitsatz 1

Dem haben sich die Oberverwaltungsgerichte weitgehend angeschlossen:

„Erhebliche nachteilige Umwelteinwirkungen sind bei der Bauleitplanung
nicht erst dann zu berücksichtigen, wenn Grenzwerte überschritten werden,
so dass die Einhaltung der Grenzwerte nicht automatisch zu einer Vernei-
nung erheblicher nachteiliger Umweltauswirkungen führt. Vielmehr sind
auch solche Umweltauswirkungen abwägungsrelevant, die unterhalb der
bestehenden Grenzwerte liegen, soweit nach der Vorprüfung ein Einfluss
auf das Ergebnis des Aufstellungsverfahrens nicht ausgeschlossen werden
kann. Das liegt umso näher, je näher die zu erwartenden Umweltauswirkun-
gen an diese Grenzwerte heranreichen (...)."

OVG Münster, Urt. v. 11.11.2020, 2 D 54/18.NE, Juris-Leitsatz 3

Das hat zur Folge, dass die Maßstäbe für die Ableitung einer UVP-Pflicht aus einer

UVP-Vorprüfung auf der Ebene der Bauleitplanung strenger sein können als bei

einer anschließenden genehmigungsrechtlichen Zulassung. Denn aufder Genehmi-

gungsebene kommt es nur noch darauf an, ob Grenz- oder Richtwerte überschritten

werden, zu deren Einhaltung der Anlagenbetreiber verpflichtet ist. In der Bauleit-

planung hingegen sind auch Belastungen unterhalb der Grenz- oder Richtwerte auf-

grund des allgemeinen Vorsorgegrundsatzes abwägungsrelevant, was bereits die

UVP-Pflicht auslöst.

OVG Lüneburg, B. v. 11.10.2021, 1 ME 110/21, Juris-LS 4 und Rdnr. 23
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Auch die Rechtsprechung in Baden-Württemberg folgt dem grundsätzlich. Maß-

geblich ist danach vor allem beim Lärmschutz, wie weit entfernt die Zunahme noch

von den Richtwerten liegt. Je eher diese erreicht würden, desto eher sei eine nach-

teilige Umwelteinwirkung möglich und begründe eine UVP-Pflicht.

VGH BadWürtt, B. v. 07.07.2025, 3 S 461/25, Juris Rn. 55

Im vorstehenden Fall, in dem der VGH einen Bebauungsplan für ein Sondergebiet

Einzelhandel im Normenkontrolleilverfahren im Juli 2025 gestoppt hatte, hat er

eine UVP-Pflicht bejaht, obwohl die Immissionsrichtwerte der TA Lärm durch den

Einzelhandelsbetrieb knapp unterschritten wurden, und zwar ohne dass Lärm-

schutzmaßnahmen festgesetzt worden waren. Im vorliegenden Verfahren hingegen

gehen die Lärmgutachter sogar davon aus, dass an mehreren Immissionsorten der

Wohnbebauung die Lärmrichtwerte deutlich überschritten werden, dass dieser

Konflikt im Bebauungsplanverfahren nicht gelöst werden kann, und dass deshalb

erst im Baugenehmigungsverfahren durch Lärmschutzauflagen zu technischen An-

lagen und Anlieferzeiten die Einhaltung der Richtwerte sichergestellt werden

könne. Wenn aber ein Gutachten von mehreren zig Seiten erforderlich wird, um

das Lärmproblem zu untersuchen, wenn dieses zum Ergebnis deutlicher Richtwer-

tüberschreitungen durch den Bebauungsplan gelangt und der Bebauungsplan diese

Konflikte nicht einmal selbst lösen kann, sondern sie auf die Genehmigungsebene

verlagert, begründet der Plan ganz offensichtlich die Zulässigkeit eines Vorhabens,

von dem erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen ausgehen, ja sogar Umwelt-

auswirkungen, die ohne die Schutzmaßnahme Rechte der Nachbarn verletzen. Die

bloße Möglichkeit, diese nachteiligen erheblichen Umwelteinwirkungen zu einem

späteren Zeitpunkt im Genehmigungsverfahren durch Schutzmaßnahmen zu be-

wältigen, ändert zum Zeitpunkt der UVP-Vorprüfung bei Verfahrenseinleitung

nichts an der zu diesem Zeitpunkt zwingenden Prognose, dass von den erheblichen
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Auswirkungen auszugehen ist, die der Bebauungsplan zunächst einmal ermöglicht.

Die zeitliche Vorverlagerung der Planung der Schutzmaßnahmen kann diese Prog-

nose im Rahmen der UVP-Vorprüfung nicht ändern. Demzufolge hätte die UVP-

Vorprüfung zwingend zum Ergebnis kommen müssen, dass aufgrund der zu erwar-

tenden erheblichen nachteiligen Lärmauswirkungen eine Umweltverträglichkeits-

prüfung durchzuführen ist.

Gleiches gilt im Ergebnis für den Hochwasserschutz. Der Bebauungsplan selbst

enthält mehrere Festsetzungen zum Schutz der baulichen Anlagen vor den Auswir-

kungen eines HQextrem, das den Geltungsbereich des Bebauungsplans in weiten Tei-

len überfluten würde (z.B. Ausschluss von Öltanks, Höherlegung der Parkplatzflä-

chen etc.). Auch hier sind offensichtlich erhebliche nachteilige Umwelteinwirkun-

gen zu besorgen. Andernfalls hätte der Plangeber nicht entsprechende Schutzmaß-

nahmen erlassen.

Die UVP-Vorprüfung ist daher offensichtlich fehlerhaft und in keiner Weise nach-

vollziehbar. Es wurde in ihr gezielt versucht, die erheblichen nachteiligen Umwelt-

einwirkungen bereits vorab wegzuwägen oder zu vertuschen, indem man faktisch

die komplette Umweltverträglichkeitsprüfung in die Vorprüfung nach vorne gezo-

gen hat. Genau dies ist nicht zulässig.

Das beschleunigte Verfahren nach $ 13a BauGB durfte daher auch aus diesem

Grund nicht angewendet werden.

2. Fehlerhafte Bekanntmachung

Die öffentliche Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung ist aus mehreren

Gründen fehlerhaft.
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2.1 Fehlende Angaben zu den verfügbaren Umweltinformationen

Da $ 13a BauGB nicht anwendbar ist (s.o.), durfte auch nicht von der Angabe der

verfügbaren umweltbezogenen Informationen in der öffentlichen Bekanntmachung

zur Auslegung der Unterlagen, zu der $ 3 Abs. 2 S. 4 BauGB verpflichtet, abgewi-

chen werden. $ 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. $ 13 Abs. 3 S. 1 BauGB ist hier nicht

anwendbar. Die verfügbaren umweltbezogenen Informationen hätten in der öffent-

lichen Bekanntmachung der Offenlage aufgeführt werden müssen.

2.2 Fehlende Anstoßwirkung mangels genauer Gebietsabgrenzung

Ob die öffentliche Bekanntmachung der Offenlage gem. $ 3 Abs. 2 S. 4 BauGB

gem. $ 1 Abs. 2 der Bekanntmachungssatzung der Stadt Bad Mergentheim vom

25.01.2018 tatsächlich in der Tageszeitung „Fränkische Nachrichten" erfolgt ist,

kann vorliegend mangels digitalem Zugang zu dieser Tageszeitung nicht überprüft

werden. Ausgehend von der - nach $ 1 Abs. 2 der Bekanntmachungssatzung nur
„ergänzend" auf der Homepage der Stadt Bad Mergentheim erfolgten Bekanntma-

chung der Offenlegung, die ausschließlich aus einem Text besteht und keine zeich-

nerische Darstellung des Plangebiets beinhaltet, wird jedoch davon ausgegangen,

dass die Bekanntmachung in dieser Form auch in der Tageszeitung erfolgte.

In der Bekanntmachung ist der Planbereich in einer Weise zu bezeichnen, die es

Außenstehenden möglich macht, zu erkennen, für welchen räumlichen Bereich der

Bebauungsplan aufgestellt werden soll. Es muss ein ausreichender Anstoß insbe-

sondere der von der Planung Betroffenen durch die jeweilige Bekanntmachung er-

reicht werden.

Krautzberger/Jaeger in: Ernst u.a., BauGB, $ 3 Rn. 47 (Stand: Mai 2025)

In der Veröffentlichungspraxis wird dies regelmäßig neben einer textlichen Be-

zeichnung von Flurstücken und umgebenden Straßen dadurch erreicht, dass der
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öffentlichen Bekanntmachung eine Karte mit den Grenzen des Plangebiets beige-

fügt wird. Nurmithilfe einer solchen Karte lässt sich das Plangebiet ohne größeren

Aufwand räumlich einordnen und die eigene Planbetroffenheit abschätzen. In der

vorliegenden Bekanntmachung wurde jedenfalls im Internet aufeine Karte verzich-

tet. Stattdessen wurden nur auf die das Plangebiet begrenzenden Straßen abgestellt

und die Flurstücke bezeichnet. Flurstücksnummern hat der Durchschnittsleser je-

doch nicht präsent, weshalb sie für die Anstoßfunktion ungeeignet sind. Die Be-

nennung der das Gebiet begrenzenden Straßen ist in der Bekanntmachung insofern

falsch, als die in Bezug genommenen Straßen das Gebiet des Gesamtkonzepts ge-

mäß dem Aufstellungsbeschluss von 2021 abgrenzen, während das vorliegende

Teilgebiet jedoch viel kleiner ist. Diese Abgrenzung ist daher zu unpräzise, um die

Anstoßwirkung zu erzielen. Da somit eine Karte fehlt und die textliche Bezeich-

nung nicht ausreichend prägnant und präzise ist, verfehlt die Bekanntmachung ihre

Anstoßwirkung. Die Eigentümer und Bewohner im Umfeld des Plangebiets können

auf dieser Grundlage nicht hinreichend zügig und zuverlässig erkennen, ob sie

möglicherweise betroffen sind.

2.3 Mangelnde Erreichbarkeit auf der Internetseite der Stadt

Die öffentliche Bekanntmachung im Internet verstößt gegen $ 1 Abs. 2S.5 DVO-

GemO. Danach müssen öffentliche Bekanntmachungen im Internet auf der Inter-

netseite der Gemeinde so erreichbar sein, dass der Internetnutzer auf der Startseite

den Bereich der öffentlichen Bekanntmachung erkennt. Diese Anforderung fehlt

erstens in $ 1 Abs. 1 der Bekanntmachungssatzung vom 25.01.2018. Zweitens ent-

spricht auch die Website der Stadt Bad Mergentheim www.bad-mergentheim.de,

abgerufen am 14.01.2026, nicht diesen Anforderungen. Der Begriff „öffentliche
Bekanntmachungen" findet sich dort weder im Hauptmenü noch in einer der in den

Vordergrund gerückten Kacheln zu verschiedenen Themenbereichen. Er befindet

sich lediglich nach einigem Scrollen im Bereich „aktuelle Meldungen" ganz rechts

unten in kleiner Schrift und teilweise von einem Osterglockenstrauß verdeckt. Das
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wird den Anforderungen der DVOGemO nicht gerecht, weil dieser Hinweis neben

den gestalterisch in den Vordergrund gerückten Fotografien leicht überscrollt wird.

Auf die öffentlichen Bekanntmachungen müsste, um ihrer Bedeutung gerecht zu

werden, in gleicher Weise verwiesen werden, wie z.B. auf den Kacheln „Rathaus-

Termin", „Zu Gast sein", „Veranstaltungen" etc..

2.4 Unzulässige Einschränkung der Beteiligungsmöglichkeiten

Des Weiteren ist die öffentliche Bekanntmachung falsch, weil sie in unzulässiger

Weise die Möglichkeiten der Abgabe von Stellungnahmen zum Bebauungsplan

einschränkt.

2.4.1 So wird gem. $ 3 Abs. 2S.4 Halbs. 2 Nr. 2 Alt. 1 BauGB zwar darauf

hingewiesen, die Stellungnahmen sollten möglichst in elektronischer Form über-

mittelt werden. Unzulässig ist hierbei aber die Beschränkung auf die Abgabe per

E-Mail. Denn in elektronischer FForm könnten die Stellungnahmen z.B. auch durch

Abgabe eines Datenträgers, auf dem sie gespeichert sind, oder durch Übermittlung

eines Download-Links abgegeben werden. Die Beschränkung auf die E-Mail

schränkt dieMöglichkeit elektronischer Abgabe von Stellungnahmen unzulässiger-

weise ein.

2.4.2 Ebenfalls unzulässig ist die Beschränkung der anderen Abgabemög-

lichkeiten auf eine postalischen Übermittlung oder einermündlichen Übermittlung

zur Niederschrift. Denn damit werden z.B. die Abgabe von schriftlichen Stellung-

nahmen durch persönlichen Einwurf oder durch persönliche Abgabe und die Über-

mittlung per Fax ausgeschlossen. Die in der öffentlichen Bekanntmachung ver-

suchte Konkretisierung der nach $ 3 Abs. 2 S. 4 Halbs. 2 Nr. 2 möglichen Formen

der Abgabe von Stellungnahmen führt also daher zu einer Einschränkung der Ab-

gabeformen, die dazu führen könnte, dass Betroffene von der Abgabe von
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Stellungnahmen absehen. Die Einschränkung ist unzulässig und die öffentliche Be-

kanntmachung daher unwirksam.

Denn werden in der Bekanntmachung der Auslegung eines Planentwurfs Zusätze

aufgenommen, die als Beschränkung der zugelassenen Beteiligung verstanden wer-

den können, so führt dies zurNichtigkeit des aufdieser Auslegung beruhenden Be-

bauungsplans. Aus der ständigen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts

ist der Grundsatz abzuleiten, dass die Bekanntmachung der förmlichen Beteiligung

keine Zusätze oder Einschränkungen enthalten darf, die geeignet sein können, auch

nur einzelne an dieser Bauleitplanung interessierte Bürger von der Erhebung von

Stellungnahmen abzuhalten. Auch wenn das Bundesverwaltungsgericht inzwi-

schen klar gestellt hat,

BVerwG, B. v. 07.06.2021, 4 BN 50/20, Juris

dass nicht alle Zusätze zu den verschiedenen Möglichkeiten einer schriftlichen Ab-

gabe von Stellungnahmen als Einschränkung auszulegen seien, so mangelt es der

vorliegenden Bekanntmachung jedoch offensichtlich daran, dass der Begriff einer
„schriftlichen" Stellungnahme gar nicht verwendet wird, sondern eine Beschrän-

kung auf postalische Übersendung oder auf mündliche Abgabe zur Niederschrift

vorgenommen wird. Überdies erging das vorstehende Urteil des Bundesverwal-

tungsgerichts zu einer Vorgängerfassung von $ 3 Abs. 2 S. 4 BauGB, während die

aktuell gültige Gesetzesfassung sehr allgemein „auf anderem Weg" eine große

Vielfalt von Abgabemöglichkeiten eröffnet, deren Beschränkung auf postalische

Übersendung oder mündliche Niederschrift sicherlich zu eng ist und deshalb unzu-

lässigerweise die Beteiligungsmöglichkeiten einschränkt bzw. Betroffene, die an-

dere Abgabemöglichkeiten vorziehen, davon abhalten könnte, ihre Stellungnahme

abzugeben.
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Fehlerhafte Festsetzungen

1. Art der Nutzung

1.1 Beschränkung der Betriebszahl im SO

IL.

Die Festsetzung Ziff. 1.1., wonach nur „ein" Lebensmittelmarkt/Lebensmitttel-

Discountmarkt zulässig ist, enthält eine der BauNVO fremde und daher unzulässige

gebietsbezogene Kontingentierung. Festgesetzt werden kann für ein Gebiet stets

nur die Art der zulässigen Nutzung. Mit wenigen Ausnahmen ist es jedoch nicht

möglich, die Zahl der Anlagen in dem jeweiligen Gebiet zu beschränken, weil dies

ein „Windhundrennen" auslösen kann, infolgedessen derjenige, der für seine Teil-

fläche zuerst den Bauantrag für den „einen" Markt stellt, die Genehmigung erhält,

der Zweite jedoch nicht mehr.

Grundlegend zur Unzulässigkeit der Beschränkung der Betriebszahl:
BVerwG, Urt. v. 17.10.2019, 4 CN 8/18, Juris-LS 1 und Rn. 12 ff.

Zwar hat das Bundesverwaltungsgericht es ausnahmsweise für möglich gehalten,

dass ein „Windhundrennen" ausgeschlossen sein könne, wenn sich der „eine"

Markt nur auf ein einziges Buchgrundstück im Baugebiet beziehe und dieses iden-

tisch mit dem Sondergebiet sei, so dass die Festsetzungen nicht als gebietsbezo-

gene, sondern als zulässige grundstücksbezogene Kontingentierung ausgelegt wer-

den könnten.

BVerwG, B. v. 15.12.2021, 4 B 12/21, Juris-OS 3 und Rn. 6 ff.

Das greift hier jedoch nicht. Denn erstens wird die Einschätzung des Bundesver-

waltungsgerichts, im Falle der Identität von Sondergebiet und Buchgrundstück

komme es auf später noch mögliche Grundstücksteilungen nicht an. Da der Bebau-

ungsplan keinen Einfluss daraufhat, ob und wie die Grundstücke später parzelliert
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werden, muss er unabhängig von der Aufteilung der Buchgrundstücke umsetzbar

sein, darfalso nicht daraufvertrauen, dass die Identität von Sondergebiet und Buch-

grundstück erhalten bleibt. Die Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts eröff-

net Umgehungsmöglichkeiten, die am Ende doch ein „Windhundrennen" auslösen

können. Zum Zweiten sind vorliegend die Voraussetzungen nicht gegeben. Denn

der Bebauungsplan liegt auf insgesamt fünf Flurstücken.

Die vorstehenden Erwägungen sind auch nicht rein theoretischer Natur. Denn auch

die mit der Hauptnutzung überbaubare Grundstücksfläche, die von den (blauen)

Baugrenzen umrahmtwird (‚Baufenster') liegt aufzwei Flurstücken. Daher besteht

das konkrete Risiko, dass die Flurstücke getrennt vermarktet werden und dann auf

jedem Flurstück ein Markt zulässig wäre, weil die gebietsbezogene Kontingentie-

rung unwirksam ist. So könnte z.B. ein Lebensmittelmarkt mit der Verkaufsfläche

von 1.500 m? auf Flst.Nr. 3749 errichtet werden. Denn allein auf Flst.Nr. 3749 ste-

hen ca. 2.500 m? überbaubare Grundstücksfläche zur Verfügung, was in der Praxis

für einen Lebensmittelmarktmit 1.500 m? Verkaufsfläche zuzüglich Lager undNe-

benflächen ausreicht.

In dem kleineren Anteil des ‚Baufensters' auf Fist.Nr. 3751 könnte zusätzlich ein

Getränkemarkt errichtet werden. Der Flächenanteil des ‚Baufensters' auf Flst.Nr.

3751 beträgt ca. 40 m x 15 m = 600 m?. Da Getränkemärkte keine großen Lager-

flächen benötigen, könnten hier noch einmal bis zu 500 m? Verkaufsfläche entste-

hen, so dass in der Summe 2.000 m? Verkaufsfläche realisierbar würden.

Es entspricht aber - wohl - nicht dem Willen der Stadt Bad Mergentheim, das zu

ermöglichen. Damit stehen die getroffenen Festsetzungen im Widerspruch zum

städtebaulichen Ziel. Sie sind somit nicht erforderlich und wegen Verstoßes gegen

$ 1 Abs. 3 BauGB unwirksam. Außerdem hat die höhere Verkaufsfläche erhebliche

Abwägungsmängel zur Folge, weil dann die Annahmen der Gutachten zu den
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Umsätzen der Betriebe und deren Auswirkungen auf die Einzelhandelsstrukturen

in der Stadt und der Region nicht mehr zutreffen.

1.2 Vertriebsform

Nach ständiger Rechtsprechung kann die Vertriebsform „Discounter" nicht festge-

setzt werden, weil typbestimmend für Einzelhandelsbetriebe nur die Sortimente

sind, nicht aber das Preisniveau und die Vermarktungsstrategie. Sollte mit dieser

Festsetzung das Ziel verbunden sein, Vollsortimenter auszuschließen, ist sie dafür

nicht geeignet und damit unwirksam, weil städtebaulich nicht erforderlich.

1.3 Ergänzungssortimente

Unbestimmt und deshalb unwirksam ist die Festsetzung, es seien „ergänzende Sor-

timente anderer Warengruppen" zulässig. Grundsätzlich darf ein Lebensmittel-

markt Randsortimente anderer Warengruppen als denjenigen des Kernsortiments

(Lebens- und Genussmittel sowie Getränke) in einem Umfang führen, der betriebs-

typisch ist. Das beinhaltet eine qualitative und eine quantitative Begrenzung. So

sind z.B. Drogeriewaren und Kosmetik, Zeitschriften, Schnittblumen und Haus-

haltswaren in gewissem Umfang für Lebensmittelmärkte noch typisch. Unter „Er-

gänzungssortimenten' werden allerdings in der Praxis nicht die betriebstypischen

Randsortimente verstanden, sondern zusätzliche Sortimente, wie sie z.B. im Rah-

men von Aktionswaren angeboten werden (EDV, Spielsachen, Foto/Optik, Beklei-

dung etc.). Die Festsetzung „ergänzende Sortimente anderer Warengruppen" geht

daher qualitativ über den typischen Umfang eines Lebensmittelmarktes hinaus. Zu-

gleich ist sie quantitativ zu unbestimmt. Denn selbst wenn man die einzelnen Er-

gänzungssortimente jeweils auf einen kleinen Prozentsatz der Verkaufsfläche be-

schränkt, damit sie jeweils noch „ergänzend" wirken und für sich genommen den

Markt nicht dominieren, könnten in der Summe bei einer so unbestimmten Festset-

zung mehrere Ergänzungssortimente einen Umfang erreichen, der dazu führen
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würde, dass der Markt nicht mehr von Lebensmitteln, Genussmitteln und Geträn-

ken als Hauptsortiment geprägt wird. Es läge dann ein anderer Betriebstypmit einer

sehr großen Mischung verschiedener Sortimente und jeweils nur kleinen Flächen-

anteilen vor, wie er z.B. für Restpostenmärkte typisch ist.

1.4 Weitere Spiegelstriche

Die Spiegelstriche 2 bis 4 unter der Festsetzung Ziff. 1.1 sind allesamt entbehrlich.

Denn dass Nebenräume zur Hauptnutzung zulässig sind, bedarf keiner gesonderte

Festlegung, sondern ist Teil der Hauptnutzung (man schreibt ja auch zur Festset-

zung eines Wohngebiets nicht in den B-Plan, dass in den Häusern Besenkammern

und Toiletten zulässig sind). Dass Stellplätze zulässig sind, ergibt sich unmittelbar

aus $ 12 BauNVO und muss daher ebenfalls nicht festgesetzt werden. Gleiches gilt

für Nebenanlagen nach $ 14 BauNVO.

1.5 Zwischenergebnis

Die gesamten Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung sind entweder unwirk-

sam, zu unbestimmt oder schlicht entbehrlich.

2. Überbaubare Grundstücksflächen und Flächen für Stellplätze

Festsetzung Nr. 1.4.2 ist unwirksam. Denn $ 23 Abs. 5 BauNVO ermöglicht es

nach ständiger Rechtsprechung zwar, Nebenanlagen außerhalb der Baugrenzen zu-

sätzlich einzuschränken. Er ermöglicht es aber nicht, die gesetzliche Vorgabe, wo-

nach Nebenanlagen nach dem Ermessen der Baurechtsbehörde zugelassen werden

können im Bebauungsplan zur Regelzulässigkeit aufzustufen und damit die Bau-

rechtsbehörde zu binden.
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Grundlegend OVG Rheinland-Pfalz, Urt. v. 17.06.2021, 8 A 11487/20, Ju-
ris-LS 1; dem folgend u.a. VGH BadWürtt, Urt. v. 17.12.2024, 3 S 1074/22,
Juris-Rn. 85 und zuletzt VGH BadWürtt, B. v. 07.07.2025, 3 S 461/25, Ju-
ris-Rn. 79 zu einem Bebauungsplan, der ebenfalls ein SO für einen Nahver-
sorger zum Gegenstand hatte.

Festsetzung Nr. 1.4.3 ist insoweit zumindest unklar. Soll mit ihr eine Beschränkung

auf die ausgewiesenen Flächen erreicht werden? Die (räumliche) Beschränkung

wäre wohl nach $ 23 Abs. 5 BauNVO möglich. Gleichzeitig beinhaltet diese For-

mulierung aber inzident auch die Regelung, dass in diesen räumlich beschränkten

Flächen die Nebenanlagen sachlich unbeschränkt zulässig sein sollen, was eben-

falls gegen $ 23 Abs. 5 BauNVO verstößt, weil es das Ermessen der Baurechtsbe-

hörde unzulässig einschränkt.

Aus den gleichen Gründen ist Festsetzung Nr. 1.5.1 unwirksam. Denn auch hier-

nach werden die Stellplätze außerhalb der Baugrenzen für die Hauptgebäude regel-

mäßig zugelassen.

3. Festsetzungen zum Hochwasserschutz

3.1 Höhenlage Parkplatz

Festsetzung Nr. 1.5.3 kann nicht auf $ 9 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 11 BauGB gestützt

werden. Es handelt sich der Zielrichtung nach vermutlich um eine Festsetzung nach

$9 Abs. 1 Nr. 16 Buchst. C) BauGB, die der Vermeidung von Hochwasserschäden

in solchen Gebieten dient, die zwar keinem Bauverbot unterliegen, in denen aber

gleichwohl bei einem Hochwasser Schäden an baulichen Anlagen oder gelagerten

Gegenständen eintreten können (HQextrem). Allerdings ermächtigt diese Vorschrift

nur dazu, konkrete technische Schutzmaßnahmen gegen Hochwasserschäden für

den Fall einer Überschwemmung festzusetzen. Sie dient nicht der Festsetzung von

Maßnahmen zur Vermeidung von Überschwemmungen. Eine Festsetzung zur
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Höhenlage des Geländes, die zur Folge hat, dass gar keine Überschwemmung statt-

findet, ist daher von ihr nicht gedeckt.

3.2 Ausschluss von Heizölanlagen

$ 9 Abs. 1 Nr. 16 Buchst. c) BauGB ermöglicht zwar Festsetzungen zur Verortung

von Heizölanlagen in Gebäuden oder zu deren technischer Sicherung. Für ein Ver-

bot bietet er aber keine Rechtsgrundlage. Die Festsetzung Nr. 1.6 ist daher unwirk-

sam.

4. Begrünungskonzept

4.1 Pflanzgebote

Festsetzung Nr. 1.7.1 ist hinsichtlich der Frage, wo Stauden und Sträucher und wo

Großgehölze vorgesehen sind, zu unbestimmt. Außerdem ist das Verhältnis zu

Festsetzung Nr. 1.8.1 unklar. Sollen nach Nr. 1.7.1 zusätzlich Bäume als Großge-

hölze gepflanzt werden oder sind inNr. 1.7.1 mit „Großgehölzen" die Bäume nach

Nr. 1.8.1 gemeint, so dass die Regelung doppelt enthalten wäre? Eine Rechtsgrund-

lage für eine Befristung der Nachpflanzpflicht (ein Jahr) existiert nicht.

4.2 Pflanzliste

Es ist unklar, ob die Pflanzliste aufgrund des Verweises in Festsetzung Nr. 1.7.1

verbindlich ist, oder ob sie aufgrund der Aufnahme in die Hinweise unter Nr. 3.9

nur empfehlenden Charakter hat. Mangels Bestimmtheit ist die Regelung daher un-

wirksam.
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4.3 Kunstrasen- und Steingartenverbot

Eine Rechtsgrundlage für diese Festsetzung wird nicht gesehen. $ 9 Abs. I Nr. 25

BauGB ermöglicht die Festsetzung von„Maßnahmen", also von aktivem Tätigwer-

den. Er bietet aber keine Rechtsgrundlage für die Festsetzung von Verboten. Oh-

nehin ist die Festsetzung in der Sache entbehrlich, weil sich ihre Inhalte aus den

gesetzlichen Vorgaben der LBO zum Verbot von Steingärten und zur Pflicht der

Begrünung der nicht bebauten Grundstücksflächen ergeben. Die zusätzliche Mani-

festierung dieses Ziels dokumentiert zwar den guten Willen, ändert aber nichts am

chronischen Vollzugsdefizit in diesem Bereich, das die Baurechtsbehörden zu ver-

treten haben, weil sie weder die Bauantragspläne noch den baulichen Vollzug aus-

reichend daraufhin kontrollieren, ob die Begrünungspflichten eingehalten werden.

4.4 Chemikalienverbot

Festsetzung Nr. 1.7.4 kann als offensichtliche Verbotsregelung ebenfalls nicht auf

8 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchst. a) BauGB gestützt werden und ist deshalb unwirksam.

5, Ortliche Bauvorschriften

5.1 Begrünungspflicht

Die Festsetzung von Dachbegrünungen nach $ 74 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LBO ist nur

zu den am Anfang des Satzes 1 aufgeführten Zwecken zulässig, also aus gestalte-

rischen Gründen. Kleinklimatisch begründete Begrünungspflichten - und das ist

hier angesichts der Kombination mit der Solaranlagenpflicht wohl beabsichtigt -

lassen sich nach der LBO nicht festsetzen. Die Festsetzung ist daher unwirksam.
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5.2 PV-Pflicht

Die Pflicht zur Installation von PV-Anlagen auf Gebäuden und über Parkplätzen

ist in Baden-Württemberg im Klimagesetz des Landes mit seinen Ausführungsver-

ordnungen geregelt. $ 74 Abs. 1 Satz 2 LBO regelt nur, dass örtliche Bauvorschrif-

ten die Nutzung der Solarenergie nicht behindern dürfen, verpflichtet also inzident

dazu, alle örtlichen Bauvorschriften in allen Belangen, auf die sie sich auswirken

können (z.B. Gebäudestellung, Verschattung, Dachkonstruktion, Dachneigung,

Fassadengestaltung etc.) darauf zu überprüfen, ob sie in irgendeiner Weise die Nut-

zung der Solarenergie beeinträchtigen könnten. Er ermächtigt aber nicht dazu, vom

Klimagesetz abweichende Regelungen zur Installation von PV-Anlagen zu treffen.

Die Festsetzung ist daher unwirksam. Vermutlich ist dem aus Bayern stammenden

Planungsbüro der Stadt entgangen, dass es hier im baden-württembergischen Lan-

desrecht grundlegend andere Regelungen gibt. Das Planungsbüro sei damit getrös-

tet, dass dies bayrischen Planungsbüros in Baden-Württemberg regelmäßig pas-

siert.

5.3 Werbeanlagen

Nr. 2.3.5 der örtlichen Bauvorschriften formuliert nur eine allgemeine Zielanforde-

rung und keine hinreichend konkrete Festsetzung. Die Regelung ist daher zu unbe-

stimmt, nicht vollzugsfähig und deshalb unwirksam.

II. Abwägungsmängel

1. Lärmschutz

Der Bebauungsplan enthält keinerlei unmittelbare Festsetzungen zur Bewältigung

der Lärmschutzkonflikte, die sich zwischen der beabsichtigten Einzelhandelsnut-

zung und der angrenzenden Wohnbebauung ergeben. Zwar wurden die
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Lärmkonflikte ausführlich gutachterlich untersucht. Im Bebauungsplan wurden un-

ter Nr. 3.3 der Hinweise und nachrichtlichen Übernahmen jedoch nur Hinweise

bzw. Empfehlungen dafür ausgesprochen, wie die Lärmkonflikte vermeintlich im

Baugenehmigungsverfahren gelöst werden könnten. Gegen das Lärmgutachten ist

methodisch grundsätzlich nichts einzuwenden. Allerdings sind die Eingangsdaten

nicht ausreichend gesichert (1.1) und die Erwägungen zum Schutzkonzept, auf die

sich der Bebauungsplanentwurf stützt, greifen zu kurz (1.2).

1.1 Eingangsdaten

Ob allerdings die von der Vorhabenträgerin gegenüber den Lärmgutachtern ge-

machten Angaben zur Verkehrsfrequenz und zu den technischen Aggregaten als

maßgeblichen Schallquellen in der Sache zustimmen, kann vorliegend nicht über-

prüft werden. Hinzuweisen ist jedenfalls darauf, dass angesichts der vorstehend ge-

schilderten Problematik, dass in einem Bebauungsplan für ein Sondergebiet des

Lebensmitteleinzelhandels der Betriebstyp „Discounter" nicht verbindlich festge-

setzt werden kann, im Sinne einer von der Rechtsprechung geforderten, realisti-

schen Worst-Case-Abschätzung der zu prognostizierenden Lärmimmissionen da-

von ausgegangen werden, dass statt eines Discounters auch ein Vollsortimenter an

dem Standort angesiedelt werden könnte. Aufgrund ihrer wesentlich höheren Sor-

timentstiefe, der Frischeprodukte und der größeren Sortimentsbreite ist der Anlie-

ferverkehr bei Vollsortimentern anders strukturiert als bei Discountern. Es kommen

mehr, zum Teil aber kleinere Fahrzeuge auch von regionalen Produzenten und z.B.

mehr kleinere Kühlfahrzeuge für Frischfleischanlieferungen, Frischmilchprodukte

etc.. Daher erhöht sich die Zahl der Lieferfahrten. Der Lärm der Kühlaggregate tritt

hinzu. Ein Teil der Anlieferungen findet frühmorgens in den sensiblen Randzeiten

statt und zudem führen Vollsortimenter einen höheren Anteil an Mehrweggeträn-

ken, was zu entsprechenden Lärmbeeinträchtigungen durch die Leergutlagerung

führt. All dies ist im Lärmgutachten nicht berücksichtigt. Daher beinhaltet es keine
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entsprechend den Festsetzungen des Bebauungsplans ausreichende realistische

Worst-Case-Betrachtung.

1.2 Schutzkonzept

Des Weiteren stellt sich die Frage, ob die vollständige Verlagerung der Bewälti-

gung der vom Gutachter ermittelten Lärmkonflikte in das nachfolgende Genehmi-

gungsverfahren zulässig ist. Ausgeschlossen ist dies grundsätzlich nicht. Jedoch

muss sich die planende Kommune zumindest Gedanken darüber machen, ob eine

Bewältigung der Lärmkonflikte im Bebauungsplanverfahren entweder zwingend,

weil im Genehmigungsverfahren nicht mehr möglich ist, oder ob sie im Bebau-

ungsplanverfahren zumindest möglich und zur Vermeidung von Vollzugsdefiziten

bei der Genehmigungsumsetzung auch geboten ist. Entsprechende Erwägungen

fehlen sowohl im Lärmgutachten wie auch in der Begründung zum Bebauungsplan,

weil diese nicht der aktuellen Rechtslage entsprechen. Insbesondere fehlen sowohl

im Lärmgutachten als auch im Bebauungsplan Erwägungen dazu, die Lärmkon-

flikte durch eine Lärmkontingentierung im Bebauungsplan zu bewältigen. Die

Lärmkontingentierung spielte in den vergangenen Jahren seit den Grundlagenurtei-

len des Bundesverwaltungsgerichts aus dem Jahre 2017, die sie erheblich einge-

schränkt hatten, nur noch eine untergeordnete Rolle in der Bauleitplanung. Mit der

BauGB-Novelle des Herbst 2025 („Bau-Turbo") hat der Gesetzgeber jedoch expli-

zitin $ 9 Abs. 1 Nr. 23 a) bb) BauGB die Möglichkeit der Emissionskontingentie-

rung wieder eingeführt und eröffnet damit sogar weitergehende Festsetzungsmög-

lichkeiten als nach der früheren Praxis auf Grundlage von $ 1 Abs. 4 BauNVO.

Diese Gesetzesänderung konnte der Lärmgutachter bei Erstellung seines Berichts

am 20.11.2024 noch nicht vorhersehen und hat sich deshalb zur Lärmkontingentie-

rung für das Sondergebiet keine Gedanken gemacht. Maßgeblich für die Abwägung

des Lärmschutzes ist aber nicht der Zeitpunkt der Gutachtenserstellung. Maßgeb-

lich für die anzuwendende Gesetzesfassung ist $ 233 Abs. 1 BauGB, wonach Ver-

fahren nach dem BauGB, die vor Inkrafttreten einer Gesetzesänderung förmlich
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eingeleitet worden sind, nach den bisher geltenden Rechtsvorschriften abgeschlos-

sen werden, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. Das wäre grundsätz-

lich das BauGB in seiner Fassung vor dem Aufstellungsbeschluss vom 26.01.2023.

Auf Seite 4 der textlichen Festsetzung wird allerdings als Rechtsgrundlage das

BauGB in der Fassung vom 20.12.2023 angegeben, also einem Zeitpunkt nach Ein-

leitung des Verfahrens. Das erweckt den Eindruck, als wolle die Stadt Bad

Mergentheim das Bebauungsplanverfahren nicht nach den zum Zeitpunkt der Ver-

fahrenseinleitung geltenden Regelungen, sondern auch nach Maßgabe später er-

folgter Änderungen des BauGB und der BauNVO fortführen. Das ist gem. $ 233

Abs. 15.2 BauGB auch grundsätzlich möglich, solange mit gesetzlich vorgeschrie-

benen einzelnen Schritten des Verfahrens noch nicht begonnen worden ist. Es ist

deshalb zulässig und in der Praxis auch üblich, Bebauungspläne jeweils mit der

Fassung des BauGB und der BauNVO zu erarbeiten, die zum Zeitpunkt der ersten

Öffentlichkeitsbeteiligung gelten. Auch das ist vorliegend aber nicht der Fall, weil

seit der in den textlichen Festsetzungen in Bezug genommenen Fassung des BauGB

vom Dezember 2023 mehrere Änderungen des BauGB erfolgten, zuletzt durch den
„Bau-Turbo" und im Herbst 2025 zusätzlich im Zuge diverser Gesetze zum Ener-

gierecht. Die Stadtmüsste sich daher nach vorliegender Auffassung, wenn sie nicht

die zum Zeitpunkt der Verfahrenseinleitung maßgebliche Fassung des BauGB zu-

grunde legen will, die zum Zeitpunkt der ersten Öffentlichkeitsbeteiligung jeweils

aktuelle Fassung zugrunde legen und nicht irgendeine Fassung, die zwischen die-

sen beiden Zeitpunkten maßgeblich war.

Da zum Beginn der Offenlage der „Bau-Turbo" und somit die wiedergeschaffene

Möglichkeit der Kontingentierung von Lärmemissionen bereits in Kraft getreten

waren, hätte die Gemeinde somit diese Fassung des BauGB zugrunde legen und

sich deshalb auch Gedanken darüber machenmüssen, ob die Lärmkonflikte im Be-

bauungsplan durch Festsetzungen zur Kontingentierung (abschließend) bewältigt

werden können und eine Verlagerung der Konfliktbewältigung in das Genehmi-

gungsverfahren dadurch entbehrlich wird. Dies unterlassen zu haben, stellt einen
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schweren Abwägungsfehler dar, weil ein wesentlicher Belang gar nicht ermittelt

worden ist. Das Lärmgutachten ist entsprechend um Untersuchungen zu den Mög-

lichkeiten einer Immissionskontingentierung zu ergänzen und der Bebauungsplan

ggf. um entsprechende Festsetzungen zu ergänzen.

2. Naturschutz

21 Artenschutz

Die artenschutzrechtliche Habitatpotentialanalyse der Firma Arguplan vom Sep-

tember 2024 ist als Abwägungsgrundlage ungeeignet. Sie schließt nicht hinrei-

chend sicher aus, dass dem Bebauungsplan Vollzugshindernisse entgegenstehen,

weil er gegen artenschutzrechtliche Zugriffsverbote nach $ 44 BNatSchG verstößt

und deshalb mangels Vollzugsfähigkeit nicht i.S.d. $ 1 Abs. 3 BauGB erforderlich

ist. Denn die Habitatpotentialanalyse ist aus mehreren Gründen fachlich mangel-

haft:

2.1.1 Die wohl einzige Begehung zur Erfassung von Tierbeständen erfolgte

am 02.09.2024 außerhalb der Brutsaison zu einem Zeitpunkt, zu dem somit nicht

mehr beurteilt werden konnte, welche Vogelarten im Gebiet tatsächlich brüten oder

brüten könnten. Begehungen zur Erfassung des Vogelbestandes haben erstens

mehrfach und zweitens zu einer geeigneten Jahreszeit, also im Frühjahr oder Früh-

sommer zu erfolgen. Des Weiteren ist die Aussage, es stünden für den Fall der

Beschädigung oder Zerstörung von Nestern Ausweichquartiere in den Gehölzbe-

ständen im Umfeld zur Verfügung, zu pauschal und nicht hinreichend geprüft. Es

sind deshalb nochmals zu einer geeigneten Jahreszeit artenschutzrechtliche Bege-

hungen erforderlich.

2.1.2 Die Aussage in Ziff. 5.3 der Untersuchung von Arguplan, derartige

versiegelte Flächen seien für Reptilien ungeeignet, ist fachlich schlicht falsch. Der
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Unterzeichner hat selbst in den Jahren 2020 bis 2022 im Landkreis Emmendingen

auf Seite des Vorhabenträgers ein Verfahren zum Abriss eines Discounters und

dessen Ersetzung durch einen Vollsortimenter begleitet, bei dem es auf dem Dis-

counterparkplatz, an seiner Fassade und in den wenigen Grünflächen um sie herum

nur so vonMauereidechsen wimmelte. Diese Flächen heizen sich stark aufund sind

daher für Mauereidechsen sehr attraktiv. Es musste in diesem Verfahren eine meh-

rere hundert Quadratmeter große Fläche für ein Ersatzhabitat auf einer benachbar-

ten Wiese geschaffen werden, um die Mauereidechsen während der Bauphase dort-

hin umzusiedeln und sie anschließend wieder auf den Parkplatz und ein Gründach

des neuen Marktes zurückzusiedeln. Die pauschale Einschätzung, es Könnten hier

keine Reptilien vorhanden sein, ist deshalb fachlich verfehlt. Zudem hätte eine ent-

sprechende Untersuchung zu einem geeigneten Zeitpunkt und bei geeigneter Wit-

terung erfolgen müsste. Ausweislich der Fotografien in der Untersuchung von Ar-

guplan vom 02.09.2024 war es an diesem Tag bewölkt. Die Erfassung von Eidech-

sen muss jedoch an sonnigen Tagen erfolgen, weil sie dann aus ihren Verstecken

kommen, um Wärme zu tanken. Auch hier ist die Erfassung zu wiederholen.

Im Übrigen sei darauf verwiesen, dass das östlich an das bisherige Discounter-

grundstück angrenzende Abbruchgrundstück, welches sich teilweise im Geltungs-

bereich befindet, aufgrund der dortigen Schutthalden, Ruderalvegetationen, He-

cken und ähnlicher Strukturen für Mauereidechsen hervorragend geeignet ist und

die im südöstlichen und südlichen Teil des Plangebiets in ehemalige Gärten und

ähnliche Strukturen übergehenden Flächen auch für die Zauneidechse geeignet sein

können. Der Gutachter möge, wenn er diese Themen fachlich selbst nicht be-

herrscht, einen entsprechend spezialisierten Subunternehmer mit der Bestandser-

fassung beauftragen.
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2.2 Eingriffs-/Ausgleichsregelung

Die irrige Annahme, das Verfahren nach $ 13a BauGB führen zu können, führte

rechtswidrigerweise zu einem vollständigen Verzicht auf die Abwägung der Ein-

griffe in Natur und Landschaft und deren Ausgleich/Kompensation. Diese wurden

entgegen. $ la Abs. 3 BauGB gar nicht abgewogen, so dass hier ein Abwägungs-

ausfall vorliegt, zumindest aber ein Abwägungsdefizit, weil dieser Belang vollstän-

dig missachtet wurden. Zudem resultiert hieraus ein (materieller) Fehler im Abwä-

gungsergebnis. Denn ein vollständiger Verzicht auf den Ausgleich eines Eingriffs

ist nicht verhältnismäßig und daher als Abwägungsergebnis unvertretbar.

3. Fehlerhafte Auswirkungsanalyse der GMA

Die zur Offenlage vorgelegte Auswirkungsanalyse der GMA vom 07.12.2023 ist

aus einer Vielzahl von Gründen keine geeignete Abwägungsgrundlage. Zum Einen

ist sie in mehrfacher Hinsicht nicht aktuell (3.1). Zum Zweiten blendet sie den zu-

sätzlich geplanten Vollsortimenter aus, obwohl die beiden Märkte als Agglomera-

tion wie ein einziger Betrieb zu behandeln sind (3.2).

3.1 Veralteter Stand der Untersuchung

Die Untersuchung basiert in rechtlicher (3.1.1) und tatsächlicher (3.1.2) Hinsicht

auf falschen Grundlagen.

3.1.1 Falsche rechtliche Grundlagen

Wie auf S. 4 der Auswirkungsanalyse dargelegt, wurde ihr der Entwurfdes Regio-

nalplans Heilbronn-Franken zur Fortschreibung 2023 zugrunde gelegt. Entwürfe

von Regionalplänen enthalten jedoch (noch) keine verbindlichen Ziele der Raum-

ordnung. Zudem können sich zwischen Entwurfsfassung und Schlussfassung noch
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Änderungen ergeben. Der Regionalplan Heilbronn-Franken 2020 wurde hinsicht-

lich des Kapitels Einzelhandel inzwischen jedoch wirksam fortgeschrieben und am

15.08.2025 im Staatsanzeiger für Baden-Württemberg bekanntgemacht. Zum Zeit-

punkt des Offenlagebeschlusses war daher nicht mehr die Entwurfsfassung recht-

lich maßgeblich, sondern die Schlussfassung. Das Gutachten der GMA hätte daran

angepasst werden müssen.

3.1.2 Veraltetes Datenmaterial

Ein Einzelhandelsgutachten von Ende 2023 ist als Abwägungsgrundlage für einen

für das Jahr 2026 beabsichtigten Satzungsbeschluss grundlegend ungeeignet, weil

sich seitdem - auch wenn es sich um keinen sehr langen Zeitraum handelt - die

ökonomischen Rahmenbedingungen in Deutschland gerade für den Einzelhandel

grundlegend geändert haben. Ein Ende 2023 vorgelegtes Gutachten, das somit wäh-

rend er 2. Jahreshälfte 2023 erstellt wurde, basiert i.d.R. auf statistischen Daten, die

mindestens ein bis zwei Jahre alt sind, was Bevölkerungs-, Kaufkraft- und Preis-

entwicklung anbetrifft. Die ökonomischen Auswirkungen des Ukraine-Krieges, die

erhebliche Inflation, der reale Kaufkraftverlust in weiten Teilen der Bevölkerung,

die steigende Arbeitslosigkeit und die wirtschaftlich schwierige Gesamtlage

Deutschlands waren können in den 2023 verwendeten Daten noch nicht enthalten

gewesen sein. Ebenfalls noch nicht berücksichtigt sind im Gutachten die massiven

Probleme im Wohnungsbau, die als Folge der deutlichen Preis- und Zinssteigerun-

gen zu einem weitgehenden Stillstand des Neubaus von Geschosswohnungen ge-

führt haben und auch bei Einfamilien- und Doppelhäusern die Neubauraten haben

einbrechen lassen.

Dies hat zur Konsequenz, dass die von der GMA bei ihrem Gutachten in der 2.

Jahreshälfte 2023 zugrunde gelegten Prognosen für die künftige Kaufkraft- und

Bevölkerungsentwicklung deutlich zu optimistisch sind. Sie müssen angepasst

werden, weil andernfalls die Gefahr besteht, dass aufgrund zu optimistischer Daten
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überdimensionierte Verkaufsflächen entwickelt werden, die zu einer Kannibalisie-

rung zwischen den verschiedenen Betrieben des Lebensmitteleinzelhandels und zu

erheblichen Leerständen führen. Das Gutachten ist deshalb aufGrundlage aktueller

Daten komplett neu aufzusetzen.

3.2 Missachtung der Agglomerationsproblematik

Wie bereits oben dargelegt, bilden der abzubrechende und neu zu bauende Lebens-

mitteldiscounter (Lidl) und der östlich/südöstlich davon neu anzusiedelnde Voll-

sortimenter (angedacht ist hier wohl ein Edeka) eine Agglomeration im Sinne des

Plansatzes 2.4.3.2.2, Z (1). Die Ausnahmeregelung nach Z (3) greift nicht, da sie

nur für die zentrenrelevanten Einzelhandelsgroßprojekte (VRG Z) gilt, nicht jedoch
für Einzelhandelsgroßprojekte der Grundversorgung (VRG GV). Ausweislich des

Auszugs aus der Raumnutzungskarte für Bad Mergentheim (TBB 01), S. 65 des

Teilregionalplans, ist der vorliegend maßgebliche Bereich jedoch nur mit einer

hellblauen Gitterstruktur markiert, also als VRG GV und nicht als VRGZ.

Damit sind die Aussagen der Auswirkungsanalyse der GMA zur Einhaltung der

rechtlichen Vorgaben der Raumordnung und des Städtebaurechts grundlegend un-

brauchbar, da in der Summe aus Lebensmitteldiscounter und Vollsortimenter von

mehr als doppelt so großen Auswirkungen auszugehen ist, weil der Vollsortimenter

voraussichtlich eine noch höhere Verkaufsfläche haben wird als der Discounter.

IV. Fazit

Die Offenlage des Bebauungsplanentwurfs wurde fehlerhaft bekanntgemacht. Er

darf nicht im Verfahren nach $ 13a BauGB aufgestellt werden. Zahlreiche Festset-

zungen nach $ 9 BauGB i.V.m. der BauNVO und nach $ 74 LBO sind entweder

gar nicht möglich, weil es für sie keine Rechtsgrundlage gibt, oder es wurde die

falsche Rechtsgrundlage angegeben oder sie sind zu unbestimmt, was jeweils für
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sich die Unwirksamkeit dieser Festsetzungen begründet, im Regelfall aber auch zur

Unwirksamkeit des Bebauungsplanes führt. Schließlich ist der Offenlageentwurf in

mehrfacher Hinsicht grob abwägungsfehlerhaft, weil er auf veralteten oder metho-

disch unzureichenden Fachgutachten beruht. Diese sind allesamt auf aktueller

Rechtsgrundlage und auf aktuellem Sachstand neu zu erstellen.

Das Bebauungsplanverfahren kann daher im aktuellen Zustand nicht fortgesetzt

werden, weil es aus einer Vielzahl von je für sich einzeln wirksamen Gründen zur

Unwirksamkeit des Planes führen würde. Das Verfahren ist daher zu beenden und

die gefassten Beschlüsse sind förmlich aufzuheben

it freundlich en

Bannasch
Rechtsanwalt
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